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organisierte Kriminalität, insbesondere in den Entwicklungs-
ländern, zu berücksichtigen, um ein wirksames Maß an Unter-
stützung für die auf diesen Gebieten unternommenen nationa-
len und regionalen Anstrengungen aufrechtzuerhalten;

6. fordert alle Staaten und zuständigen Organisationen
der regionalen Wirtschaftsintegration nachdrücklich auf, so-
fern sie es nicht bereits getan haben, die Unterzeichnung oder
Ratifikation des Übereinkommens der Vereinten Nationen ge-
gen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität (Über-
einkommen von Palermo) und der dazugehörigen Proto-
kolle427, des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen
Korruption428 und der internationalen Übereinkommen und
Protokolle betreffend den Terrorismus beziehungsweise den
Beitritt zu diesen Übereinkünften zu erwägen, und ermutigt
die Vertragsstaaten, der Konferenz der Vertragsparteien des
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen die grenz-
überschreitende organisierte Kriminalität und der Konferenz
der Vertragsstaaten des Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen gegen Korruption auch weiterhin volle Unterstützung
zu gewähren; 

7. ersucht den Generalsekretär erneut, das Programm
der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Straf-
rechtspflege mit ausreichenden Ressourcen auszustatten, da-
mit es sein Mandat in vollem Umfang gemäß seinen hohen
Vorrangbereichen erfüllen kann, und der Kommission für Ver-
brechensverhütung und Strafrechtspflege angemessene Unter-
stützung zu gewähren;

8. bittet alle Staaten, die operativen Tätigkeiten des Pro-
gramms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung
und Strafrechtspflege stärker zu unterstützen, indem sie frei-
willige Beiträge an den Fonds der Vereinten Nationen für Ver-
brechensverhütung und Strafrechtspflege oder zur direkten
Unterstützung solcher Tätigkeiten leisten; 

9. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung der Mandate des Programms der Vereinten
Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege
vorzulegen, der auch neu auftretenden politischen Fragen und
möglichen Antworten Rechnung trägt, um zu einer umfassen-
den Debatte über dieses Thema beizutragen.

RESOLUTION 61/182

Verabschiedet auf der 82. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/444, Ziff. 25)433.

61/182. Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für
Verbrechensverhütung und die Behandlung
Straffälliger

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 60/176 vom 16. Dezem-
ber 2005 und alle anderen einschlägigen Resolutionen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekre-
tärs434,

eingedenk der dringenden Notwendigkeit, wirksame Ver-
brechensverhütungsstrategien für Afrika zu entwickeln, sowie
der Bedeutung, die den Strafverfolgungsbehörden und der
rechtsprechenden Gewalt auf regionaler und subregionaler
Ebene zukommt,

sowie eingedenk des Aktionsprogramms 2006-2010, das
von dem am 5. und 6. September 2005 in Abuja abgehaltenen
Runden Tisch für Afrika gebilligt wurde435,

feststellend, dass die Finanzlage des Afrikanischen Insti-
tuts der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die
Behandlung Straffälliger seine Fähigkeit, in wirksamer und
umfassender Weise Dienste für die afrikanischen Mitglied-
staaten zu erbringen, stark beeinträchtigt hat,

1. beglückwünscht das Afrikanische Institut der Verein-
ten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung
Straffälliger zu seinen Anstrengungen, die regionalen Aktivi-
täten der technischen Zusammenarbeit zu fördern und zu ko-
ordinieren, die sich mit den Systemen zur Verbrechensverhü-
tung und Strafrechtspflege in Afrika befassen;

2. beglückwünscht den Generalsekretär zu seinen An-
strengungen, die erforderlichen Finanzmittel zu mobilisieren,
damit das Institut mit dem Kernbestand an Bediensteten des
Höheren Dienstes ausgestattet werden kann, den es benötigt,
um wirksam arbeiten und die ihm übertragenen Verpflichtun-
gen wirksam erfüllen zu können;

3. verweist erneut auf die Notwendigkeit, die Fähigkeit
des Instituts zur Unterstützung nationaler Mechanismen zur
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in den afrikani-
schen Ländern weiter auszubauen;

4. fordert die Mitgliedstaaten des Instituts nachdrück-
lich auf, ihr Möglichstes zu tun, um ihren Verpflichtungen ge-
genüber dem Institut nachzukommen;

5. fordert alle Mitgliedstaaten und nichtstaatlichen Or-
ganisationen auf, auch weiterhin konkrete praktische Maßnah-
men zu ergreifen, um das Institut beim Aufbau der erforderli-
chen Kapazitäten zu unterstützen und um seine Programme
und Tätigkeiten zur Stärkung der Systeme zur Verbrechens-
verhütung und Strafrechtspflege in Afrika durchzuführen;

6. ersucht den Generalsekretär, sich verstärkt darum zu
bemühen, alle in Betracht kommenden Stellen des Systems der
Vereinten Nationen zu mobilisieren, damit das Institut die er-
forderliche finanzielle und technische Unterstützung erhält,
die es ihm gestattet, sein Mandat zu erfüllen;

7. ersucht den Generalsekretär außerdem, sich weiter
um die Mobilisierung der erforderlichen Finanzmittel zu be-
mühen, damit das Institut den Kernbestand an Bediensteten
des Höheren Dienstes aufrechterhalten kann, den es benötigt,

433 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt.

434 A/61/135.
435 In Englisch verfügbar unter https://www.unodc.org/art/en/ppaa.html.
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um die ihm übertragenen Verpflichtungen wirksam erfüllen zu
können;

8. fordert das Programm der Vereinten Nationen für
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege und das Büro der
Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung
auf, eng mit dem Institut zusammenzuarbeiten;

9. ersucht den Generalsekretär, die regionale Koopera-
tion, Koordinierung und Zusammenarbeit im Kampf gegen die
Kriminalität verstärkt zu fördern, insbesondere gegen ihre
grenzüberschreitenden Formen, die durch innerstaatliche
Maßnahmen allein nicht ausreichend bekämpft werden kön-
nen;

10. ersucht den Generalsekretär außerdem, auch weiter-
hin konkrete Vorschläge zum Ausbau der Programme und Tä-
tigkeiten des Instituts, namentlich die Aufstockung des Kern-
bestands an Bediensteten des Höheren Dienstes, vorzulegen
und der Generalversammlung auf ihrer zweiundsechzigsten
Tagung über die Durchführung dieser Resolution Bericht zu
erstatten.

RESOLUTION 61/183

Verabschiedet auf der 82. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/445, Ziff. 12)436.

61/183. Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung
des Weltdrogenproblems

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen437, die Bestimmungen des Ergebnisses des Welt-
gipfels 2005438 zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems, ihre

Resolution 60/178 vom 16. Dezember 2005 und ihre anderen
früheren Resolutionen,

in Bekräftigung der von der Generalversammlung auf ihrer
zwanzigsten Sondertagung verabschiedeten Politischen Erklä-
rung439 und der Bedeutung, die der Erreichung der für 2008 ge-
steckten Ziele zukommt,

sowie in Bekräftigung der während des Tagungsteils auf
Ministerebene der sechsundvierzigsten Tagung der Sucht-
stoffkommission verabschiedeten gemeinsamen Ministerer-
klärung440, des Aktionsplans441 zur Verwirklichung der Erklä-
rung über die Leitgrundsätze für die Senkung der Drogennach-
frage442 und des Aktionsplans für internationale Zusammenar-
beit bei der Ausmerzung des unerlaubten Anbaus von Betäu-
bungsmittelpflanzen und für Alternative Entwicklung443,

ernsthaft besorgt darüber, dass das Drogenproblem trotz
der verstärkten Bemühungen, die die Staaten, die zuständigen
Organisationen, die Zivilgesellschaft und die nichtstaatlichen
Organisationen nach wie vor unternehmen, weiterhin eine
ernsthafte Bedrohung der öffentlichen Gesundheit und Sicher-
heit und des Wohlergehens der Menschheit, insbesondere der
Kinder und Jugendlichen, und der nationalen Sicherheit und
Souveränität der Staaten darstellt und dass es die sozioökono-
mische und politische Stabilität und die nachhaltige Entwick-
lung untergräbt,

besorgt über die ernsten Herausforderungen und Bedro-
hungen durch die weiterhin bestehenden Verbindungen zwi-
schen dem unerlaubten Drogenhandel und dem Terrorismus
und anderen nationalen und grenzüberschreitenden kriminel-
len Tätigkeiten und grenzüberschreitenden kriminellen Netz-
werken, wie etwa dem Menschenhandel, vor allem dem Frau-
en- und Kinderhandel, der Geldwäsche, der Finanzierung des
Terrorismus, der Korruption sowie dem Handel mit Waffen
und chemischen Vorläuferstoffen, und bekräftigend, dass es
einer starken und wirksamen internationalen Zusammenarbeit
bedarf, um diesen Bedrohungen entgegenzuwirken,

eingedenk dessen, dass die zehnjährliche Bewertung der
Verwirklichung der auf der zwanzigsten Sondertagung der Ge-
neralversammlung festgelegten Ziele und Zielvorgaben durch
die Mitgliedstaaten für 2008 vorgesehen ist, und ihren Ergeb-
nissen mit Interesse entgegensehend,

mit Besorgnis Kenntnis nehmend von dem Bericht „Afgha-
nistan Opium Survey 2006“ (Afghanistan: Opiumstudie 2006)
des Büros der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbre-
chensbekämpfung, in dem hervorgehoben wird, dass der An-
bau und die Erzeugung von Suchtstoffen und der Handel damit
erheblich zugenommen haben, die Sicherheit und Stabilität
dieses Landes bedrohen und nachteilige regionale and inter-

436 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola,
Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Bangla-
desch, Belarus, Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina, Botsuana,
Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, China,
Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland,
Frankreich, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guyana, Hon-
duras, Indien, Indonesien, Irak, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan,
Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Kroatien, Kuba, Laotische Volksdemo-
kratische Republik, Lesotho, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Mali, Malta, Marokko,
Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Moldau, Monaco, Mongolei, Mosam-
bik, Myanmar, Nepal, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Pa-
nama, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ru-
mänien, Russische Föderation, Sambia, San Marino, Schweden, Schweiz,
Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowe-
nien, Spanien, Sudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, To-
go, Tschechische Republik, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay,
Usbekistan, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Viet-
nam und Zypern.
437 Siehe Resolution 55/2.
438 Siehe Resolution 60/1.

439 Resolution S-20/2, Anlage.
440 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2003, Sup-
plement No. 8 (E/2003/28/Rev.1), Kap. I, Abschn. C; siehe auch
A/58/124, Abschn. II.A.
441 Resolution 54/132, Anlage.
442 Resolution S-20/3, Anlage.
443 Resolution S-20/4 E.




